
 
 

 

 

Berlin, den 23. April 2020 
 
Schriftliche Fragen für den Monat April 2020 

 Frage Nr. 4-230 
 
 

Sehr geehrte Frau Abgeordnete,  

 

Ihre Frage: 

Wie hat die Bundesregierung auf die Einbringung eines Gesetzesentwurfes seitens 

der in Ungarn regierenden Koalition reagiert, wonach in dem Personenstandseintrag 

einer Person beim Standesamt künftig nicht mehr das „Geschlecht“ sondern das 

„Geschlecht zur Geburt“ erfasst wird, die als „das biologische Geschlecht“ definiert 

und nicht änderbar ist (s. https://www.parlament.hu/irom41/09934/09934.pdf), und 

plant die Bundesregierung gegenüber europäischen Institutionen tätig zu werden, 

sofern diese nach meiner Meinung mit dem im europäischen Recht und insbesondere 

in der Grundrechtecharta verankerten Diskriminierungsverbot unvereinbare Rege-

lung beschlossen werden sollte? 

 

beantworte ich wie folgt: 

 

Die Europäische Union (EU) funktioniert als Wertegemeinschaft nur, wenn alle Mit-

gliedsstaaten diese Werte achten und verteidigen. Auf europäischer Ebene sind für 

die europarechtliche Überprüfung der Gesetze von EU-Mitgliedstaaten die Europäi-

sche Kommission sowie der Europäische Gerichtshof zuständig. 

 

Auch die Bundesregierung beobachtet die Lage und die Achtung der europäischen 

Grundwerte in Ungarn sehr genau. Der stetige und enge Austausch über Rechtsstaat-

lichkeit, Menschenrechte und die europäischen Grundwerte im Allgemeinen bleibt 
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auch und gerade während der Covid-19-Pandemie ein zentrales Anliegen bilateraler 

Gespräche. 

 

Der Einsatz für die Rechte von LGBTI-Personen ist ein Schwerpunkt der deutschen 

Menschenrechtspolitik. Versuche, die Rechte von LGBTI-Personen zu beschränken, 

beobachtet die Bundesregierung mit großer Sorge. Sie erwartet vom ungarischen wie 

von jedem europäischen Gesetzgeber, dass Menschenrechte und die Grundwerte der 

EU einschließlich des Grundsatzes der Nichtdiskriminierung (Artikel 21 der Charta 

der Grundrechte der EU) geachtet werden und macht dies in bilateralen Gesprächen 

auf allen Ebenen regelmäßig deutlich.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen

 

 

 


